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BALLHAUSPLATZ 2, A-1014 WIEN
GZ BKA-817.403/0002-DSR/2010
Telefon ● (+43 1) 53115/2527
FAX ● (+43 1) 53115/2702
E-MAIL ● DSRPOST@BKA.GV.AT
DVR: 0000019
An das
Bundeskanzleramt
Verfassungsdienst
Betrifft:
Entwurf eines Bundesverfassungsgesetzes, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz geändert wird und einige Bundesverfassungsgesetze und in einfachen Bundesgesetzen enthaltene Verfassungsbestimmungen aufgehoben werden (Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2010)
Stellungnahme des Datenschutzrates

Der Datenschutzrat hat in seiner 195. Sitzung am 23. April 2010 einstimmig beschlossen, zu der im Betreff genannten Thematik folgende Stellungnahme abzugeben: 

Im Entwurf der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2010 sind Z 55 (Art. 151 Abs. 42 Z 7 B-VG) iVm Z 56 (A.25 der Anlage) und Artikel 2 Abs. 1 Z 6 des Entwurfes datenschutzrelevant.

Zu den genannten Bestimmungen ist vorweg zu bemerken, dass damit die Datenschutzkommission (DSK) aufgelöst werden soll und die Agenden der heutigen DSK zukünftig von einem Verwaltungsgericht wahrgenommen werden sollen, wobei der Entwurf den Zeitpunkt des Zuständigkeitsübergangs auf die Verwaltungsgerichte durch eine Übergangsbestimmung in Art. 151 Abs. 42 Z 7 B-VG regelt: „Mit 1. Jänner 2013 werden die sonstigen unabhängigen Verwaltungsbehörden aufgelöst; die Zuständigkeit zur Weiterführung der bei diesen und bei den Gemeindeaufsichtsbehörden mit Ablauf des 31. Dezember 2012 anhängigen Verfahren geht auf die Verwaltungsgerichte über.“) 

Unklar erscheint dabei jedoch, ob unter solche „anhängigen Verfahren“ auch nicht-streitige Aufgaben der heutigen DSK, wie etwa das Registrierungsverfahren (und in weiterer Folge auch die Führung des Datenverarbeitungsregisters), fallen und diese in Hinkunft durch die Verwaltungsgerichte wahrgenommen werden sollen (was wohl nicht beabsichtigt sein kann?). Ferner ist zu bemerken, dass es mehrere nicht-streitige Verfahrensarten bei der DSK gibt.

Wenn nicht-streitige Aufgaben der heutigen DSK nicht auch auf die Verwaltungsgerichte übergehen sollen, müsste dafür eine gesonderte Ausnahme geschaffen werden, in deren Rahmen auch geregelt werden sollte, auf welche Behörde oder welches Organ diese Aufgaben übertragen werden sollen – wie auch schon in den Erläuterungen zu Z 55 (Art 151 Abs. 42 Z 7) ausgeführt wird: „Die sonstigen unabhängigen Verwaltungsbehörden werden aufgelöst; […] Soweit diesen Behörden auch Zuständigkeiten zukommen, die nicht gemäß Art. 130 Abs. 1 auf die Verwaltungsgerichte übergehen und diesen auch nicht gemäß Art. 130 Abs. 2 übertragen werden können, ist durch Gesetz zu regeln von welchen Behörden diese Aufgaben künftig […] besorgt werden sollen; dabei können aufgelöste Behörden auch wieder errichtet werden.“

Nachdem auf Grund von Art. 28 der Datenschutz-Richtlinie 95/46/EG die Mitgliedstaaten Kontrollstellen für den Schutz von Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten einzurichten haben, muss auch dafür vorgesorgt werden, dass ein entsprechendes Surrogat für die heutige DSK die von der Datenschutz-Richtlinie 95/46/EG vorgesehenen Anforderungen an die Kontrollstelle erfüllt. Es würden daher noch weitere umfangreichere Änderungen im DSG 2000 nötig werden.

Was diese neu zu errichtende Kontrollstelle gemäß Art. 28 RL 95/46/EG betrifft, so wird der Datenschutzrat seine Vorstellungen nach weiteren internen Beratungen dem Bundeskanzleramt zur Kenntnis bringen.

Zu Artikel 2 Abs. 1 Z 6 ist zudem zu bemerken, dass konsequenterweise nicht nur § 35 Abs. 2 und § 38 Abs. 1 DSG 2000, sondern auch die Verfassungsbestimmung in § 1 Abs. 5 DSG 2000 (Zuständigkeit der DSK) aufgehoben werden sollte. Überdies wird angemerkt, dass eine Führung von Auskunftsbeschwerdeverfahren gegen Private durch die Verwaltungsgerichte wohl nicht möglich wäre, sodass diese Aufgabe (nach einer Aufhebung der Verfassungsbestimmung in § 1 Abs. 5 DSG 2000) wohl zwangsläufig vom einfachen Gesetzgeber an die Zivilgerichte übertragen werden müsste. Dies stellt ein rechtspolitisches Problem dar, zumal seit Inkrafttreten des DSG 2000 die Geltendmachung des Rechts auf Auskunft auch gegen Private bei der DSK kostenlos möglich war. 

In der gegenständlichen Sitzung des Datenschutzrates wurde daher einstimmig ein Arbeitsausschuss eingerichtet, der sich mit den Aufgaben und der Ausgestaltung der allenfalls neu zu errichtenden Kontrollstelle befassen soll. Zudem werden mit dem Stockholmer Programm die Kontrollaufgaben der unabhängigen Datenschutzkontrollbehörden in den Mitgliedstaaten zunehmen. Mit der Evaluierung der Datenschutz-Richtlinie 95/46/EG – die 2011 abgeschlossen werden soll – sind weitere neue Aufgaben zu erwarten. In diese Beratungen sollen insbesondere auch die Ergebnisse der von der Europäischen Agentur für Grundrechte durchgeführten Studie "Data Protection in the European Union: the role of National Data Protection Authorities - Strengthening the fundamental rights architecture in the European Union II" Berücksichtigung finden.
27. April 2010

Für den Datenschutzrat:

Der Vorsitzende:
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